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Bern

45 stationäre Anlagen erfassen im Kanton Bern Nummernschilder und gleichen diese mit Polizeidatenbanken ab. Im Bild eine Kamera auf der A6. Foto: Raphael Moser

Michael Bucher

Wer im Kanton Bern mit dem
Auto grossräumig unterwegs ist,
wird früher oder später automa-
tisch gefilmt. Die von der Kan-
tonspolizei Bern betriebenen Ka-
meras befinden sich an viel be-
fahrenen Strassen, wo sie etwa
an Kandelabern am Rand der
Fahrbahn festgeschraubt sind.

Die Spezialkameras scan-
nen die Nummernschilder je-
des einzelnen vorbeifahrenden
Fahrzeuges. Danach werden die
Nummern in Sekundenbruch-
teilenmit Datenbanken abgegli-
chen – unter anderen mit dem
nationalen FahndungssystemRi-
pol. Sobald es einen Treffer gibt,
schiesst die Kamera ein Bild
des Fahrzeugs samt Lenker und
übermittelt es der Polizeizen-
trale. Automatische Fahrzeug-
und Verkehrsüberwachungs
system (AFV) lautet der Fachbe-
griff dafür.

Anzahl Kameras laut
Kantonspolizei verdoppelt
Seit Anfang 2022 setzt der Kan-
ton Bern auf diese automati-
sierte Fahrzeugfahndung – und
er baut sie stetig aus. Den An-
fangmachte ein Pilotprojekt, bei
dem vorerst drei Scanner (Kos-
ten: 75’000 Franken) zum Ein-
satz kamen. Letzten August trat
imKanton das teilrevidierte Poli-
zeigesetz in Kraft, in demdie ak-
tuellen Bestimmungen derAFV-
Fahndung geregelt sind.

Waren es vor Jahresfrist noch
23 Kameras, hat sich die Anzahl
bis heute auf 45 stationäreAnla-
genverdoppelt,wie die Kantons-
polizei aufAnfragemitteilt. Dazu

kommen siebenmobile Systeme,
die in Dienstfahrzeugen einge-
baut sind.

Diese Redaktion wollte von
der Kantonspolizei wissen, wie
viele Treffer das Überwachungs-
system in den letzten zwölf Mo-
naten verzeichnete und welche
Delikte dahintersteckten.Die Ka-
po-Medienstelle liefert keine ex-
akten Zahlen, sondern schreibt
von «mehreren Hundert Tref-
fern» wegen eines Vergehens
oder Verbrechens.

Laut der Kantonspolizei bil-
den schwerwiegende Delikte da-
bei die Ausnahme. So habe es
«einige Trefferwegen gesuchter
Personen» gegeben, den «Gross-
teil» hätten jedoch Fahrzeuglen-
kendemit fehlendem respektive
ungenügendem Versicherungs-
schutz ausgemacht.

Darobwenig überrascht zeigt
sich Viktor Györffy. «Die Aus-
wertung bestätigt die Kritik,wo-
nach es in der Praxis vor allem
um Kleindelikte geht», sagt der
Rechtsanwalt und Präsident des
Vereins Grundrechte.ch. Für ihn
ist es unverhältnismässig, dafür
eine derartige «anlasslose Mas-
senüberwachung» aufzuziehen.

Drei Kantone von
Bundesgericht gerügt
Die automatisierte Fahrzeug-
fahndung, die von immer mehr
Kantonen eingesetzt wird, ist
rechtlich umstritten. In den letz-
ten drei Jahren hat das Bundes-
gericht in den Kantonen Thur-
gau, Solothurn und zuletzt in Lu-
zern die Überwachungsmethode
gestoppt, weil der Umgang mit
den gesammelten Daten zu un-
präzis geregelt war.

Denn was mit AFV ebenfalls ge-
schieht: Sämtliche Datenwerden
zumTeilmonatelang gespeichert
– also auch jene ohne Treffer.
Diese massenhafte Vorratsda-
tenspeicherung haben Daten-
schutzstellen wiederholt kriti-
siert. Nicht zuletzt,weil dadurch
auch Bewegungsprofile unbe-
scholtenerBürgerinnen undBür-
ger erstellt werden können.

Nach der Luzerner Regelung
sollten alle Daten 100 Tage auf-
bewahrt werden. Diese hätte die
Polizei nachträglich zur Verfol-
gung schwererStraftatenoderzur
Fahndung nach vermissten Per-
sonen auswerten dürfen.

Dem schob das höchste Ge-
richt im Land jedoch den Rie-
gel: «Die sehrweitreichende Da-
tenerfassung, -auswertung und
-aufbewahrung stellt einen un-
verhältnismässigenGrundrechts-
eingriff dar», heisst es im Urteil.

Auch gegen die gesetzliche
Bestimmung im Kanton Bern ist
eine Beschwerde vor dem Bun-
desgericht hängig. Bis darüber
entschieden ist, darf der Kanton
die Fahndungsmethode jedoch
einsetzen.Das geschieht nur ein-
geschränkt, wie die Kantonspo-

lizei festhält. So verzichtet sie
bis zum Entscheid des Bundes-
gerichts auf die Aufzeichnung
von Fahrzeugdaten. Im Polizei-
gesetz ist vorgesehen, dass diese
jeweils 60Tage gespeichertwer-
den sollen.

Rechtsanwalt wirft Kanton
Bern «Schlaumeierei» vor
Viktor Györffy, der in Luzern
die Beschwerdeführer erfolg-
reich vertreten hat, rechnet da-
mit, dass das Bundesgericht auch
die Berner Fahrzeugfahndung
aufheben wird.

Keine Prognose dazu abge-
ben will hingegen der zuständi-
ge BernerRegierungsrat Philippe
Müller (FDP). Für ihn verharm-
losen die AFV-Gegner die damit
aufgedeckten Vergehen. «Fah-
ren ohneVersicherungsschutz ist
kein Kavaliersdelikt, sondern ein
ernst zu nehmendes Delikt», sagt
der Sicherheitsdirektor, «wenn
die Polizei Lenkende ohne Ver-
sicherungsschutz von der Stras-
se nehmen kann, schützt das
die Bevölkerung vor finanziel-
len Schäden».

Müller ist überzeugt, dass sich
die Berner von der Luzerner Re-
gelung unterscheide. Zur Ein-
ordnung: Die Luzerner Regie-
rung setzte in ihremGesetzestext
den Schwerpunkt auf dieVerfol-
gung schwerer Straftaten. Dies
ist jedoch gemäss Bundesgericht
nicht zulässig, da die Kantone in
diesem Bereich keine Gesetzge-
bungskompetenz haben. Viel-
mehr müsse die Überwachung
von Autos zwecks Strafverfol-
gung auf Bundesebene geregelt
werden. Die Kantone dürfen ge-
mäss Bundesgericht derleiMass-

nahmen nur zur Prävention ein-
führen, also zur Verhinderung
von Straftaten.

Für Philippe Müller liegt der
Fokus der BernerRegelung «klar
auf der Prävention».Das stimme
zwar,meint Rechtsanwalt Viktor
Györffy, doch auch die Strafver-
folgung sei im Gesetzestext als
Zweck vermerkt. Den Fokus auf
dieVerhinderung von Straftaten
bezeichnet er als «Schlaumeie-
rei», als «argumentatives Aus-
weichmanöver, um ein vor dem
Ende stehendes Überwachungs-
system zu retten».

Für Philippe Müller sind die
von den Gegnern des Überwa-
chungssystems vorgebrachten
Argumente verantwortungslos.
«Wenn nur schon ein schweres
Delikt verhindert werden kann,
lohnt sich der Einsatz», sagt er.

In ihrer Auswertung hebt die
Kantonspolizei ein solches Bei-
spiel hervor. So konnte aufgrund
eines AFV-Treffers in Bern ein
wegen versuchter Tötung zur
Haft ausgeschriebener Mann
festgenommen werden. Dieser
war zusammen mit seinen Kin-
dern aus dem Tessin geflüchtet.
«Was ist wichtiger: Grenzenlo-
ser Datenschutz oder ein Kind
retten?» Mit dieserAussage hat-
te Müller schon früher für die
Fahndungsmethode geworben.

Dass Sicherheitspolitiker bei
umstrittenen Grundrechtsein-
griffen krasse, aber seltene Fäl-
le in den Vordergrund rücken,
ist für Rechtsanwalt Györffy ein
gängiges Muster. «Denn mit ei-
ner möglichen Kindesentfüh-
rung als Argument liesse sich
jedeMassenüberwachung recht-
fertigen.»

Die automatisierte Fahrzeugfahndung
deckt vor allemKleindelikte auf
Umstrittene Massenüberwachung Immer mehr Kameras erfassen Autokennzeichen. Grundrechtler kritisieren die
Massnahme, Polizeidirektor Philippe Müller wirft ihnen die Verharmlosung der aufgedeckten Delikte vor.

«Wenn nur schon
ein schweres Delikt
verhindert werden
kann, lohnt sich
doch der Einsatz.»
Philippe Müller
Regierungsrat

DasHinspiel entschiedYBmit 1:0
für sich. Nun reisen die Spieler
des Sportvereins Slovan Bratisla-
va amDonnerstag insWankdorf
– und mit ihnen dessen berüch-
tigte Fans. Bei derKantonspolizei
Bern scheint man über den Ruf
der Slovan-Fans imBilde zu sein.

Am Dienstag informierte die
Kapo in einem Merkblatt, dass
«jeglicheArt von politischen Bot-
schaften» sowie «Anstiftungen
zu Gewalt» verboten seien. Zu-
dem hält sie mit Verweis auf die
Rassismusstrafnorm fest, dass
jeglicher Aufruf zu Hass oder
Diskriminierung sowie Leugnen
von Völkermord verboten und
strafbar seien.

Ein vergleichbares Merkblatt
veröffentlichte die Kantonspoli-
zei auch im Januar 2025 vor dem
Spiel YB gegen Roter Stern Bel-
grad. Damals zogen rund 2000
serbische Fans friedlich durch
die Stadt. Auch 2023 verlief der
Marsch der Roter-Stern-Fans
ohne grössere Zwischenfälle.

Ganz anders war die Situa-
tion beim Fanmarsch im Jahr
2019: Damals gab ein Polizist
drei Warnschüsse ab, nachdem
Belgrad-Fans einenMann an der
Hodlerstrasse verprügelt hatten.
Zudem wurden Flaschen gegen
Gäste des Café Kairo geworfen
und ein Kiosk geplündert.

Muss sich die Bundesstadt
nun auf einen Fanmarsch mit
möglichen heftigen Ausschrei-
tungen einstellen? Auf Anfrage
schreibt die Berner Orts- und
Gewerbepolizei, dass Fanmär-
sche «grundsätzlich nicht er-
laubt» seien. Ob es sich um ein
Hochrisiko-Spiel handle und
wie man bei einemVerstoss der
imMerkblatt festgehaltenen Be-
stimmungen vorgehen würde,
sagt die Kantonspolizei auf An-
frage – aus polizeitaktischen
Gründen – nicht.

Die Kapo hielt die YB-Fans
indessen an, nach dem Spiel
das Stadion rasch zu verlassen.
Gleichzeitig wurden die Slovan-
Fans informiert, dassman sie bis
zu 30Minuten im Sektor zurück-
behaltenwerde.Die Fangruppen
sollen offenbar bestmöglich von-
einander getrennt bleiben.

Im Februar 2024 kam es rund
um ein Spiel zwischen dem SK
Sturm Graz und Slovan Bratis-
lava zu wüsten Szenen. Neben
Sachbeschädigungen im Gäste-
sektor wurden beim Fanmarsch
durch Graz Häuser mit Haken-
kreuzen beschmiert und Nazi-
Parolen gerufen.

Im Jahr 2019wurde Ivan Kmo-
trík junior, Vorstandsmitglied
und Sohn des Präsidenten des
Fussballclubs, zu einerGeldstra-
fe von 5000 Euro verurteilt. Bei
einemLigaspiel hatte er denHit-
lergruss gezeigt.

Für Kritik sorgte auch ein
Freundschaftsspiel mit Dyna-
moMoskau im Januar 2024.Wie
die Zeitung «Der Standard» be-
richtete, gehörte Slovan Brati-
slava nach dem Angriff Russ-
lands auf die Ukraine zu den
wenigen Erstligisten der Slowa-
kei, die sich einer gemeinsamen
Protestaktion nicht angeschlos-
sen hatten. «Der Verein und sei-
ne Fans sind durchaus verhal-
tensauffällig», lautete das Fazit
der Zeitung.

Kaspar Keller

Fans von Slovan
Bratislava fielenmit
wüsten Szenen auf
YB empfängt Slovan Bratislava
Die Kantonspolizei hat die
Slovan-Fans auf die Rassis-
musstrafnorm aufmerksam
gemacht.


